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ineBillion Euroistgar nichtsoviel.
So viel umfasst der Rahmenplan
für die EU-Finanzen, allerdings

über sieben Jahre gestreckt. Die Haus-
halte der einzelnen Länder sind aber
insgesamt 50-mal so groß. Trotzdem
wird gefeilscht um jede der tausend
Milliarden.WeileineBillionsosymbo-
lisch ist. Und weil bei der Kompliziert-
heit der Materie am Ende nur hängen
bleibt: Hat mein Regierungschef ge-
wonnen oder verloren, etwas rausge-
holt oder nicht?

Dabei gerät aus den Augen, dass ei-
nige der größten Ausgabenbereiche
grundsätzlich falsch ausgewählt sind:
Hunderte Milliarden im Rahmenplan
gehen in die falsche Art von Landwirt-
schaft oder gleich ganz an die Lebens-
mittelindustrie – und dort immer an
die Größten. Da wird nun versucht,
mit allerhand Blendwerk und in der
Praxis oft wenig wirksamen Regeln
Umwelt und Klimaverträglichkeit
einzubauen. Ähnlich bei den Infra-
strukturprojekten, also de facto beim

E
Straßenverkehr: Es ist gut, wenn die
ärmsten Regionen der Union an den
Rest angebunden werden. Aber muss
es immer per Autobahn sein?

Die Irrsinnsausgaben sind ge-
schickt auf verschiedene Töpfe und
Jahre verteilt und damit schwer zu
überblicken, zudem strategisch über
die Heimatgebiete jedes Regierungs-
chefs verteilt. So wird um die symboli-
sche Grenze von einer Billion Euro ge-
rungen: Aber Milliarden Steuergelder
verschwinden in sinnlosen Projekten.

Weil bei solchen Kämpfen die Mil-
liardenlobbys strukturell im Vorteil
sind, drohen einige wichtige Ausga-
benderEUzusammenzuschrumpfen:
der Studentenaustausch Erasmus; die
Forschung auf den Gebieten, wo der
Staat anschieben muss; die akute
Wachstumsförderung in den notlei-
dendsten Regionen. Der Budget-
kampf droht zu einem kunstvollen
Schauspiel mit schlechtem Ende zu
verkommen.
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Geldvernichterunter sich

ir sind in Sachen Vergewalti-
gung längst nicht so aufge-
klärt, wie wir das gern von uns

denken.
Wehe, Frau oder Mann haben die Si-

tuation falsch eingeschätzt, haben
dem Aggressor selbst die Tür ihres Ap-
partementsoderihresSchlafzimmers
geöffnet – die allermeisten Opfer ken-
nen ja ihren Vergewaltiger: Dann geht
die Beweisaufnahme aber schnur-
stracks zulasten der AnklägerIn.

Die Krux ist: Nach wie vor wird das
hundertprozentige Opfer gefordert.
Das aber findet sich unter Erwachse-
nen selten, weswegen dann sehr
schlicht gilt: Im Zweifel für den Ange-
klagten, im Zweifel gab es keine Ge-
walt, nur Missverständnisse oder fri-
gide Menschen. Bernard-Henri Levis
Verteidigung von Dominic Strauss-
Kahn vor einem Jahr klirrt noch in den
Ohren: „puritanischer Irrsinn“.

Sexuelle Gewalt ist Alltag. Sie rich-
tetsichgegenErwachseneundKinder,
vor allem aber keineswegs nur gegen

W
Frauen und Mädchen: Katholische
Priester tun es, und auch manch lin-
ken Vorzeigelehrer ließ man unbe-
straft Minderjährige gleichen Ge-
schlechts ihrer Lust auf Macht unter-
werfen. Davon haben wir in den letz-
ten Jahren in den Medien viel gehört,
zum Glück.

Dass das nun im Magazin Le Nouvel
Observateur erschienene Manifest
nur vergewaltigte Frauen in den Blick
nimmt, ist etwas unterkomplex – das
Anliegen entwertet es aber nicht.

Erst wenn die Tatsache, dass die Op-
fer mit ihren Vergewaltigern kommu-
niziert haben, nicht mehr zur Entlas-
tung des Aggressors führt; erst wenn
die jedem Vergewaltiger eigene Unfä-
higkeit, sich in sein Gegenüber einzu-
fühlen,nichtmehrals„sosindsiehalt,
dieMänner“vonMännernundFrauen
aller politischen Couleur normali-
siert, sondern als pathologisch ver-
worfen wird – erst dann können wir
uns solche Manifeste sparen. Das dau-
ert noch ein bisschen.
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Nochmittendrin imTabu

Solange wir das hundertprozentige Opfer fordern,
wird Vergewaltigung weiter geduldet werden

as ist wirklich eine gute Nach-
richt: SPD und Grüne haben das
Steuerabkommen mit der

Schweiz zu Fall gebracht. Sie haben
dem gewaltigen Druck aus der
Schweiz widerstanden. Sie haben sich
nichtvondenunrealistischenEinnah-
meversprechen blenden lassen. Und
siesindauchnichtschwachgeworden,
als Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble sie mit zusätzlichem Geld
ködern wollte.

Dass es so kommt, war keineswegs
immer klar – sowohl die baden-
württembergischen Grünen als auch
die Hamburger SPD haben lange mit
dem Gedanken gespielt, das verspro-
chene Geld aus der Schweiz zu neh-
men, um das Thema vom Tisch zu ha-
ben, auch wenn damit grundlegende
Prinzipien der Steuergerechtigkeit
verletzt worden wären. Dass es anders
kam, ist auch ein Erfolg der intensiven
und sachkundigen Gegenkampagne
eines breiten zivilgesellschaftlichen
Bündnisses.

D
Doch erledigt ist das Thema mit

dem heutigen Beschluss keineswegs.
Zum einen wird Schäuble im Vermitt-
lungsausschuss einen neuen Versuch
unternehmen, mit kleinen Zuge-
ständnissen einzelne Länder aus der
Ablehnungsfront herauszubrechen –
was SPD und Grüne aber so viel Glaub-
würdigkeit kosten würde, dass ein Er-
folg kaum vorstellbar ist.

ZumanderenmussnachderAbleh-
nung des ungerechten Amnestie-Ab-
kommens nun eine bessere Lösung
auf den Weg gebracht werden – und
das darf kein nachgebessertes, bilate-
rales Abkommen mit der Schweiz
sein. Eine Lösung, die zwingend einen
automatischen Informationsaus-
tausch enthalten muss, ist nur auf EU-
Ebene möglich. Eine solche Einigung
zu verhindern und die Anonymität zu
bewahren, war ja gerade das Ziel die-
ses Abkommens. Damit dürfen die
SchweizerBankenundihredeutschen
Kunden nicht durchkommen.
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in Drama: Die Financial Times
Deutschland wird beerdigt, die
Frankfurter Rundschau meldet
Konkurs an. Ein Drama für die

Entlassenen und von Entlassung be-
drohten. Aber nicht für Demokratie
und Medienlandschaft. Denn: Wenn
beide Zeitungen wegfallen, dann ver-
lieren im ersten Fall knapp 50.000, im
zweiten Fall gut 80.000 Käufer ihre
Lieblingszeitung – und wechseln zu ei-
ner anderen. Na und?

In diesen Zahlen steckt jedoch ein
anderes Drama, das Journalisten und
Verleger viel mehr beschäftigen sollte:
Warum verkaufte die FTD mit einem
kapitalstarken Konzern im Rücken nie
mehr als 50.000 Exemplare? Warum
verlor die FR – seit 2006 mit zwei kapi-
talstarken Verlagen im Rücken – in
fünf Jahren 30.000 Käufer? Übrigens:
Wir reden damit über jährliche Min-
dereinnahmen von etwa 12 Millionen
Euro, den Großteil des operativen Ver-
lusts der FR; es geht also schon lange
nicht mehr „nur“ um eine Anzeigen-
krise, bei der FR und anderswo.

Die Verleger sind das Problem

Die beiden Fälle zeigen, dass bedeu-
tende journalistische Medien bei pri-
vatwirtschaftlichen Verlegern nicht in
guten Händen sind: Ein profitabler
Konzern macht die FTD platt. Ein „gro-
ßer Verleger-Patriarch“ versenkt mit
kleinformatigen Ego-Spielchen die
sich in Schräglage befindliche FR end-
gültig. Eine verantwortliche weitsich-
tige Weiterentwicklung sieht anders
aus.

Die Phase ist vorbei, in der Privat-
verleger mühelos mit gedrucktem In-
formationsjournalismus lohnende
Geschäfte machen konnten; und das
digitale Geschäftsmodell gibt es noch
nicht. Deshalb wollen sie dieses lästige
Beiwerk loswerden. Hinweis: Hier ist
nicht die Rede vom Landlust-, Gala-
und Bunte-Journalismus – das ist eine
Unterscheidung, keine Wertung –, son-
dern von dem Journalismus, der Aner-
kennung, Rechte und Selbstwertge-
fühl in erster Linie aus seiner Funktion
in einer Demokratie bezieht: Unab-
hängig über relevante aktuelle The-
men und Ereignisse professionell re-
cherchieren, die Informationen ein-
ordnen und verbreiten, um so die Bil-
dung einer freien öffentlichen Mei-
nung zu befördern. Ein solches „Pro-
dukt“ kann nur mit Sachkenntnis,
gründlicher Recherche und unabhän-
gigem Urteil hergestellt werden und
hat deshalb seinen Preis.

Es gibt zwei Strategien, um ihn los-
zuwerden. Die primitive Variante ist
verbreitet: zusammenlegen, strei-

E
chen, schließen. Sie ist inzwischen so
unappetitlich anzusehen, dass sogar
Michael Hanfeld, bei der FAZ rühriger
Missionar „der freien Presse“, nur noch
die arg unterkomplexe Drohung
bleibt: Wenn jetzt der Staat eingreift,
das wäre „der freien Presse … ihr En-
de“; das Jetzige bezieht seinen Wert
nur noch aus dem Grauen des ande-
ren.

Und wieder lacht keiner

Die intelligente Variante: Der reputier-
liche Name Journalismus bleibt, sein
Inhalt wird ausgetauscht. Der Sprin-
ger-Konzern lehrt, Aufgabe des Jour-
nalismus sei es, herauszufinden, was
das Publikum interessiere. Konkret:
Interesse vor Relevanz. Penisalarm vor
Betreuungsgeld. „Leiche in Schubkar-
re“ vor Finanzkrise. Ziel: Reichweite als
Alleinstellungsmerkmal; wer die
meisten Käufer hat, macht den besten
Journalismus. Leider lacht keiner,
wenn Kai Diekmann und Mathias
Döpfner sagen, sie rieben sich auf für
den Qualitätsjournalismus.

Die Medien- und Kommunikations-
welt hat sich so gravierend verändert,
dass der Journalismus seinen Marken-
kern neu definieren muss, um sich zu
unterscheiden. Erst dann wird er wie-
der strahlen, anziehend sein, seine Re-
levanz vermitteln können. Wenn von
FAZ über Express, „Brisant“, Gala bis
„Monitor“ und Zeit alles Journalismus
ist, dann ist in den Augen des Publi-
kums alles Journalismus – und damit
nichts. Coca-Cola achtet darauf, dass
nicht jede braune Brühe diesen Na-
men trägt. Eine Arbeit der Unterschei-
dung, um der Klarheit der Sache und

der Gebrauchstüchtigkeit der Sprache
willen. Es ist ja keine Schande, keinen
Journalismus zu machen. Aber es ist
Täuschung, nacktes Mediengeschäft
als Journalismus zu verkaufen.

Und: Die Journalisten selbst müs-
sen annehmen, dass ihre Arbeit eine
öffentliche Angelegenheit ist. Das be-
deutet beispielsweise: Michael Han-
feld und andere sollten nicht länger
stereotyp den öffentlich-rechtlichen
Journalismus als Staats- und Beamten-
Journalismus denunzieren und den
privatwirtschaftlichen als „freie Pres-
se“ in den Himmel heben. Denn die
Frage lautet nicht: Wie sind die Print-
medien der Verleger zu retten? Sie lau-
tet: Wie ist der Journalismus zu för-
dern? Egal in welcher Organisations-
form er hergestellt, egal in welcher
Form er vertrieben wird. Das Publi-
kum selbst gibt Hinweise, dass es im
Journalismus ein öffentliches Gut
sieht. Immer mehr Bürger informie-
ren sich nicht täglich über gesell-
schaftspolitisch relevante Themen.
Aber wenn etwas Wichtiges sich ereig-
net, dann wollen diese Bürger sofort
und gut informiert werden. Das heißt,
der Journalismus muss ständig eine
solide Nachrichten- und Informa-
tionsstruktur vorhalten, auch dann,
wenn die Nachfrage geringer ist; die
öffentliche Verkehrsinfrastruktur
wird auch nur bei Bedarf genutzt und
nicht, weil sie da ist.

Renditeziele werden begrenzt

Weil es also auch um Demokratie geht,
kann selbstverständlich pragmatisch
überlegt werden: Wo und wie hilft der
Staat? Und weil der Staat dabei die De-
mokratie mehren und nicht mindern
darf, deshalb darf er nur indirekt han-
deln. Sonst gefährdete er die Unab-
hängigkeit des Journalismus und aus
dem Guten, das er bewirken soll, wür-
de Schlechtes.

Es kann um die indirekte Förderung
der Branche gehen, die gesellschaft-
lich relevante Medien herstellt. Vor-
rang haben kleine und mittlere Unter-
nehmen ebenso wie Stiftungen, Ge-
nossenschaften und Mitarbeiter-Un-
ternehmen. Und die Hilfe ist an Bedin-
gungen geknüpft: Redaktionsstatut,
hohe Transparenz, begrenzte Rendite-
ziele. Und zu Michael Hanfeld: Natür-
lich muss das öffentlich-rechtliche
System demokratisiert und von diesen
Seehofers, Gabriels, Lafontaines und
Trittins befreit werden.

Die Form der Organisation, in der
dieser Journalismus hergestellt wird,
muss zu seinem Inhalt passen. Die Kri-
se ist eine Einladung, an dieser Verein-
barkeit zu arbeiten. WOLFGANG STORZ

Das Drama der Qualität
ZEITUNGSSTERBEN Die „Financial Times Deutschland“ scheiterte nicht am neuen
Leseverhalten. Die Zeitung wurde schlicht von ihrem Verlag plattgemacht

Es ist okay, keinen Journa-
lismus zu machen. Aber es
ist Täuschung, nacktes
Mediengeschäft als Jour-
nalismus zu verkaufen
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Wolfgang Storz

n war bis 2006 Chefredakteur der Frank-
furterRundschau.2011 war er als Autor an

der Bild-Studie der
Otto-Brenner-Stif-
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lehrt an der Uni
Kassel und der
Goethe-Universi-
tät in Frankfurt am
Main.
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